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Sachgebiet 40 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Herabsetzung des Volljährigkeitsalters und zur 
Herabsetzung des Ehemündigkeitsalters des Mannes 

[Antrag der Abgeordneten Rollmann, Wohlrabe, Dr. 
Riedl (München), Dr. Stark (Nürtingen), Vogel, Erhard 
(Bad Schwalbach) und Genossen und der Fraktion der 

CDU/CSU] 


A. Problem 

1. Herabsetzung des Volljährigkeitsalters 

Staat, Gesellschaft, Berufsleben und Wirtschaft legen heut- 
zutage bereits dem 18jährigen umfangreiche Pflichten und 
Verantwortung auf, wie etwa Wahlentscheidungen bei poli- 
tischen und Betriebswahlen, sowie die Wehrpflicht u. a. 
Demgegenüber fehlt ihnen die Volljährigkeit. 

2. Herabsetzung des Ehemündigkeitsalters des Mannes 
Bisher bedurfte es einer vormundschaftsgerichtlichen Ge- 
nehmigung, wenn ein noch nicht 21jähriger Mann heiraten 
wollte. Diese Beschränkung ist nicht geeignet gewesen, 
Frühehen zu verhindern. 

B. Lösung 

1. Um der gestiegenen Verantwortung und vermehrten Pflich- 
ten der 18jährigen gerecht zu werden, sieht der Gesetz- 
entwurf die Herabsetzung des Eintritts der Volljährigkeit 
von 21 Jahre auf 18 Jahre vor. 

2. Der Gesetzentwurf sieht zugleich die Herabsetzung des Ehe- 
mündigkeitsalters des Mannes von 21 auf 18 Jahre vor. Er 
trägt damit der Tatsache Rechnung, daß die bisherigen Um- 
stände der erforderlichen vormundschaftsgerichtlichen Ge- 
nehmigungen nicht geeignet waren, unerwünschte Frühehen 
zu verhindern. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Keine. 
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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1410 


Sachgebiet 40 


Antrag 

der Abgeordneten Rollmann, Wohlrabe, Dr. Riedl (München), 
Dr. Stark (Nürtingen), Vogel, Erhard (Bad Schwalbach) und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Herabsetzung des Volljährigkeitsalters und zur Herab- 
setzung des Ehemündigkeitsalters des Mannes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 

sen: 

Artikel 1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 2 wird das Wort „einundzwanzigsten" durch 
das Wort „achtzehnten" ersetzt. 

2. Die §§ 3, 4 und 5 werden aufgehoben. 

3. In § 8 Abs. 2 wird der letzte Satz aufgehoben. 

4. In § 1726 Abs. 1 wird das Wort „einundzwanzig- 
ste" durch das Wort „achtzehnte" ersetzt. 

5. In § 1747 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „einund- 
zwanzigsten" durch das Wort „achtzehnten" er- 
setzt. 

6. In § 1822 Nr. 5 wird das Wort „einundzwanzig- 
sten" durch das Wort „achtzehnten" ersetzt. 


Artikel 2 

Änderung des Ehegesetzes 

Das Gesetz Nr. 16 des Kontrollrats (Ehegesetz) 
vom 20. Februar 1946 (Amtsblatt des Kontrollrats 
in Deutschland S. 77, 294), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die rechtliche Stellung der nicht- 
ehelichen Kinder vom 19. August 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1243), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird das Wort „einundzwanzig- 
sten" durch das Wort „achtzehnten" ersetzt. 

2. § 1 Abs. 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(2) Das Vormundschaftsgericht kann der Frau 
von dieser Vorschrift Befreiung erteilen." 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 


Bonn, den 11. November 1970 
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Begründung 


Allgemeines 

Im 5. und 6. Deutschen Bundestag ist bereits in der 
Diskussion um die Herabsetzung des Wahlalters auf 
18 Jahre wiederholt die Frage gestellt worden, ob 
nicht auch die Altersgrenzen anderer Rechtsgebiete 
der Überprüfung und Anpassung bedürfen. Das auf 
dem Berliner Parteitag 1968 beschlossene Programm 
der CDU fordert neben der Herabsetzung des akti- 
ven Wahlrechts ein Volljährigkeitsalter, das mit der 
Vollendung des 18. Lebensjahres beginnen soll. Eine 
Altersgrenze von 18 Jahren besteht außer beim 
Wahlalter bisher u. a. auf folgenden Gebieten: 

Wehrpflicht, 

Strafrecht (Anwendung des Erwachsenenstraf- 
rechts ist möglich), 

Zivilrechtliche Deliktsfähigkeit, 
Wahlberechtigung zum Betriebsrat, 

Führerschein Klasse I und III, 

Ende des Jugendschutzes, 

Ende des Jugendarbeitsschutzes. 

Der Entwurf will eine weitere Vereinheitlichung der 
Altersgrenze beim 18. Lebensjahr erreichen, da die 
bisherige Verschiedenheit der Altersgrenze absurd 
sei, wie Professor Dr. Rudolf Sieverts in der öffent- 
lichen Informationssitzung des Bundestagsinnenaus- 
schusses vom 12. Mai 1969 (Stenographisches Proto- 
koll Nr. 134, S. 8) ausgeführt hat. Im Gesetzgebungs- 
verfahren wird noch zu prüfen sein, bei welchen in 
diesem Entwurf nicht erwähnten gesetzlichen Alters- 
grenzen eine Anpassung an die vorgeschlagene 
Regelung erforderlich und sinnvoll ist. 

Es ist wünschenswert, eine möglichst einheitliche 
Volljährigkeitsgrenze in den europäischen Ländern 
zu erreichen. Eine Einigung auf eine gemeinsame 
Altersgrenze in Europa ist wiederholt in Aussicht 
gestellt worden, ohne daß jedoch bisher erfolgver- 
sprechende Schritte dahin unternommen worden 
sind. Dieser Entwurf soll daher auch als ein Anstoß 
verstanden werden, mit den benachbarten euro- 
päischen Staaten ein Gespräch über eine einheitliche 
Regelung zu beginnen. In Großbritannien ist bereits 
mit Beginn dieses Jahres eine Altersgrenze von 
18 Jahren in Kraft getreten. In der DDR und den 
anderen Ostblockstaaten tritt bereits seit Jahren 
das Volljährigkeitsalter mit 18 Jahren ein; Deutsche 
aus der DDR über 18 Jahre, die in die Bundesrepu- 
blik geflüchtet sind, bleiben auch hier volljährig 
und ehemündig. 

Von einer Herabsetzung der Volljährigkeitsgrenze 
auf 18 Jahre würden heute in der Bundesrepublik 
mehr als 2 Millionen Menschen betroffen sein. 


Zu Artikel I 

Die Altersgrenze von der größten Bedeutung in un- 
serem Rechtssystem ist das Volljährigkeitsalter des 
§ 2 BGB. Ein Volljährigkeitsalter von 21 Jahren be- 
steht im Reichsgebiet seit dem Jahre 1875. 

Seitdem haben sich die gesellschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse in unserem Lande sowie 
die Stellung der jungen Generation in Gesellschaft 
und Wirtschaft entscheidend gewandelt. 

Staat, Wirtschaft und Gesellschaft legen heutzutage 
bereits den 18- bis 21jährigen umfangreiche Pflich- 
ten auf. Sie müssen ihren Wehrdienst ableisten und 
damit unter Umständen eine hohe Verantwortung 
für Menschen und Material der Bundeswehr über- 
nehmen. Sie sollen verantwortliche Wahlentschei- 
dungen bei den politischen Wahlen und bei den Be- 
triebsratswahlen treffen. Sie stehen in der Regel in 
einem Arbeitsverhältnis und werden dort mit ver- 
antwortlichen Aufgaben betraut. Sie müssen ihren 
Lebensunterhalt überwiegend aus eigener Erwerbs- 
tätigkeit bestreiten. Sie können nach dem Erwachse- 
nenstrafrecht zur Verantwortung gezogen werden. 
Zivilrechtlich trifft sie die volle Haftung für uner- 
laubte Handlungen, z. B. im Straßenverkehr. Das 
sind nur einige der Pflichten, die den 18- bis 
21jährigen jungen Bürgern obliegen und die in 
der Regel auch von ihnen bewältigt werden. 

Demgegenüber fehlt ihnen die Volljährigkeit. Die 
wichtigste Folge der Minderjährigkeit ist die be- 
schränkte Geschäftsfähigkeit (§§ 106 ff. BGB), die 
für die 18- bis 21jährigen durch die Wirklichkeit 
des Lebens längst überholt ist, insbesondere bei 
ihrer praktisch unbeschränkten Verfügung über den 
eigenen Verdienst. 

Weitere Vorschriften des BGB stellen auf die Voll- 
jährigkeit ab und sind daher von der Herabsetzung 
der Altersgrenze betroffen, ohne daß es einer Ge- 
setzesänderung bedarf; so zum Beispiel: 

Die volle Testierfähigkeit und die Fähigkeit, einen 
Erbvertrag abzuschließen. 

Außerdem verweisen andere Gesetze auf die Vor- 
schriften des BGB, so unter anderem: 

Nach § 102 der Reichsabgabenordnung gelten die 
§§ 106 ft. BGB für die Geschäftsfähigkeit auch im 
Steuerrecht. Nach § 52 ZPO ist ein Minderjähriger 
nicht prozeßfähig (Ausnahme: Ehesachen [§ 612 
ZPO]). 

Neben § 2 BGB, der das Volljährigkeitsalter be- 
stimmt, sollen folgende Bestimmungen des BGB ge- 
ändert werden: 

Die §§ 3, 4 und 5 BGB, die die Volljährigkeitserklä- 
rung eines 18- bis 21jährigen regeln, können bei 
der Herabsetzung der Altersgrenze wegfallen. 
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§ 8 Abs. 2 Satz 2 BGB, der einer über 18 Jahre 
alten Frau, die verheiratet war, das Recht gibt, 
einen Wohnsitz selbständig zu begründen, wird 
überflüssig. 

§ 1726 Abs. 1 BGB bestimmt, daß neben der Ein- 
willigung eines Kindes zur Ehelicherklärung die 
Einwilligung der Mutter erforderlich ist, wenn das 
Kind noch nicht 21 Jahre alt ist. Hier ist das Alter 
von 21 Jahren durch 18 Jahre zu ersetzen. Nach 
§ 1747 Abs. 1 Satz 1 BGB ist zur Annahme an Kin- 
des Statt bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres 
des Kindes die Einwilligung der Eltern erforderlich. 
Auch hier sollte die Altersgrenze auf 18 Jahre her- 
abgesetzt werden. Nach § 1822 Nr. 5 BGB bedarf ein 
Vormund der Genehmigung des Vormundschaftsge- 
richts zu einem Miet- oder Pachtvertrag oder einem 
anderen Vertrag, durch den das Mündel zu wieder- 
kehrenden Leistungen verpflichtet wird, wenn das 
Vertragsverhältnis länger als ein Jahr über die 


Vollendung des 21. Lebensjahres des Mündels dau- 
ern soll. Eine Altersgrenze von 18 Jahren sollte auch 
hier vorgesehen werden. 


Zu Artikel II 

Nach dem Gesetzesvorschlag ist für eine Heirat 
eines 18- bis 21jährigen Mannes keine vormund- 
schaftsgerichtliche Genehmigung und keine Voll- 
jährigkeitserklärung mehr erforderlich. Damit ent- 
fällt die weithin als unerfreulich und zur Vermei- 
dung von nicht tragbaren Ehen wenig wirksam emp- 
fundene Praxis gerichtlicher Befreiung von den 
Altersgrenzen. Außerdem wird durch die Neurege- 
lung die große, durch biologische Unterschiede nicht 
zu rechtfertigende Diskrepanz zwischen der Ehe- 
fähigkeit des Mannes und der Frau von 21 bzw. 
16 Jahren verringert. 


4 



